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Hermann Theisen

Die nukleare Teilhabe Deutschlands
und das Völkerrecht
Befragung der Bundestagsabgeordneten zum Thema Atomwaffen

erzeit b efinden sich 3 0 . 0 0 0 Atomwaffen
im B esitz von acht Atomwaffenstaaten :

USA, Ru ssland , China, Großbritannien, Frankreich,
Israel, Indien und Pakistan .

D as entspricht etwa der Hälfte der Atomwaffen-
zahl auf dem Höhepunkt de s Kalten Krieges . E s b e-
deutet zugleich ab er nach wie vor, dass die Erde mit
nur einem geringen Teil j ener Atomwaffen au s-
gelö scht werden könnte .

Etwa 1 7. 5 0 0 dieser Waffen sind sofort einsatz-
fähig und ca. 4 . 0 0 0 von ihnen befinden sich in stän-
diger Höchstalarmb ereitschaft und könnten somit
ihr Ziel innerhalb weniger Minuten erreichen . Die
re stlichen Atomwaffen b efinden sich in Reserve ,
im Lager o der sind für die Abrüstung vorge sehen .

Die se Situation und die Gefahr weltweiter krie-
gerischer bzw. terroristischer Au seinandersetzun-
gen, veranlasste Anfang de s Jahres den Chefwaffen-
inspektor Mohammed al-B aradei in einem » Spie-
gel«-Interview zu der Einschätzung: »No ch nie war
die Gefahr (eines Atomkrieges) so groß wie heute .
Ein Atomkrieg rückt näher, wenn wir uns nicht auf
ein neue s internationale s Kontrollsystem be sin-
nen . «

Die Rolle D eutschlands im weltweiten Atomwaf-
fenszenario b e schränkt sich gegenwärtig auf die
nukle are Teilhab e innerhalb der NATO , die aus
zwei Komponenten be steht: Zum Einen der techni-
schen Teilhab e , mittels derer Bundeswehr-Piloten
de s Jagdbomberge schwaders 3 3 der Bundesluft-
waffe (Büchel) im Kriegsfall US-Atomwaffen ein-
setzen können und die s im Frieden üb en . Zum An-
deren aus der politischen Teilhab e , d . h . dem Recht,
üb er Nukle arstrategie , Nukle arwaffenstationie-
rung und Nukle arwaffeneinsatzplanung innerhalb
der NATO mitdiskutieren zu können .

Indem die im rheinland-pfälzischen Büchel sta-
tionierten Bundeswehrsoldaten mit ihren Torna-
do-Kampfflugzeugen im Rahmen der nuklearen
Teilhab e tagtäglich den potenziellen Einsatz US-
amerikanischer Atomwaffen üb en, verstößt die
Bundesregierung nach Ansicht von Nichtregie-
rungsorganisationen gegen das Völkerrecht sowie
das Grundge setz . Insb esondere wird immer wie-
der kritisiert, dass die nukleare Teilhab e der Bun-
de swehr gegen einen einschlägigen B eschluss des
Internationalen Gerichtshofs (IGH) in D en Haag
verstoßen würde , worin die Kritiker einen Verstoß
gegen das Völkerrecht sehen .

Beschluss des Internationalen
Gerichtshofs zu Atomwaffen

Am 8 . Juli 1 9 9 6 hat der IGH in einem Gutach-
ten-Verfahren nach Art. 9 6 der UN-Charta eine Ent-
scheidung getroffen, deren Tenor sich wie folgt zu-
sammenfassen lässt :

A: Einstimmig wurde b e schlo ssen :
E s gibt weder im Völkergewohnheitsrecht no ch

im Völkervertragsrecht eine spezifische Ermächti-
gung zur Androhung o der zum Einsatz von Atom-
waffen .

B : Mit elf zu drei Richterstimmen wurde b e-
schlo ssen :

Weder im Völkergewohnheitsrecht no ch im Völ-
kervertragsrecht gibt es eine umfassende und welt-
weit geltende Rechtsnorm, die ausdrücklich die
Androhung o der den Einsatz von Atomwaffen ver-
bietet.

C : Einstimmig wurde b eschlo ssen :
Ein Androhen o der ein Einsetzen von Atomwaf-

fen, das gegen das Gewaltanwendungsverb ot de s
Art. 2 Ziff. 4 der UN-Charta o der gegen die sich aus
Art. 5 1 der UN-Charta ergeb enden Anforderungen
verstoßen würde , wäre völkerrechtswidrig.

D : Einstimmig wurde b eschlo ssen :
Ein Androhen des Einsatze s o der ein Einsetzen

von Atomwaffen müsste mit den Anforderungen
vereinb ar sein, die sich aus dem für b ewaffnete
Konflikte geltenden Völkerrecht, insb esondere aus
den Prinzipien und Regeln de s so genannten huma-
nitären (Kriegs-)Völkerrechts und aus den Ver-
pflichtungen aus abge schlo ssenen völkerrechtli-
chen Verträgen und Übereinkünften ergeb en, die
speziell Atomwaffen b etreffen .

E : Mit sieb en zu sieb en Richterstimmen, wobei
die Stimme de s Präsidenten den Ausschlag gab ,
wurde b e schlo ssen :

a) Aus den ob en (unter A bis D) erwähnten An-
forderungen ergibt sich, dass die Androhung und
der Einsatz von Atomwaffen generell/grundsätz-
lich gegen diej enigen Regeln des Völkerrechts ver-
stoßen würden, die für bewaffnete Konflikte gel-
ten, insb esondere gegen die Prinzipien und Regeln
de s humanitären Kriegs-Völkerrechts .

b) Allerdings kann der Gerichtshof angesichts
der gegenwärtigen Lage de s Völkerrechts und an-
ge sichts de s ihm zur Verfügung stehenden Fakten-
materials nicht definitiv die Frage entscheiden, ob
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die Androhung o der der Einsatz von Atomwaffen
in einer extremen Selb stverteidigungssituation, in
der die Existenz eines Staates auf dem Spiel stünde ,
rechtmäßig o der rechtswidrig wäre .

F : Einstimmig wurde b eschlo ssen :
E s be steht eine völkerrechtliche Verpflichtung,

in redlicher Ab sicht Verhandlungen zu führen und
zum Ab schluss zu bringen, die zu nuklearer Abrüs-
tung (Entwaffnung) in allen ihren Aspekten und
strikter und wirksamer internationaler Kontrolle
führen .

D er ehemalige Bundesverfassungsrichter Hel-
mut Simon wertete den B e schluss de s IGH als
großen Erfolg nichtstaatlicher Organisationen
(World Court Proj ekt) , die in j ahrelanger Arb eit für
ein solches Votum gestritten hatten . Simon war e s
auch, der unmittelb ar nach der B eschlu ssfassung
betonte , dass das Gutachten Auswirkungen auf un-
sere praktische Politik hab e müsse : »Als früherer
Verfassungsrichter wünsche und hoffe ich nicht
zuletzt, dass die B eurteilung de s Internationalen
Gerichtshofs auch Eingang in die Rechtsprechung
des Bunde sverfassungsgerichts findet. All zu lange
hat sich der militärische B ereich als merkwürdig
resistent gegenüb er verfassungsrechtlicher Anfor-
derungen erwiesen . «

Stellungnahme der Bundesregierung
und Initiativen im Bundestag zum
IGH-Beschluss

Als Reaktion auf den IGH-B e schluss richtete die
heutige Bunde sministerin für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung, Heidemarie
Wieczorek-Zeul, eine Anfrage an das Au swärtige
Amt und fragte nach den Konsequenzen der Bun-
desregierung für ihre Politik der nuklearen Teilha-
be . Zudem wollte sie wissen, welche Initiativen die
Bunde sregierung ergreifen werde , um entspre-
chend auf die Atomwaffenpolitik der NATO einzu-
wirken .

Werner Hoyer, damals Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt, widersprach in seiner Antwort der
Einschätzung, dass vom IGH-B eschluss unweiger-
lich eine Infrage stellung der Praxis der nuklearen
Teilhabe ausgehen würde . Vielmehr könne man
das Gutachten auch derart interpretieren, dass
rechtsverbindlich die nukle are Teilhab e der Bun-
desregierung aufrechterhalten bleib en könne .

Wenig sp äter kam es zu einer Kleinen Anfrage
(Drucksache 1 3/ 5 709) der Abgeordneten Sterzing,
Nachtwei und B eer (Bündnis 9 0/Die Grünen) , in
welcher nach den »Auswirkungen der Entschei-
dung des Internationalen Gerichtshofs zur Völker-
rechtswidrigkeit de s Einsatzes von Atomwaffen
bzw. seiner Androhung« gefragt wurde . In ihrer
Antwort auf j ene Anfrage widersprach die Bundes-
regierung auch hier der Auffassung, »dass die An-
drohung des Einsatzes o der der Einsatz von Atom-

waffen generell gegen das Völkerrecht verstoße . «
Gleichwohl b egrüßte die Bunde sregierung das
IGH-Gutachten als wichtigen B eitrag und Impuls
für weitere B emühungen um nukle are Abrüstung
bzw. Nichtverbreitung von Atomwaffen.

Schließlich kam es am 5 . D ezemb er 1 9 9 6 nach
Anträgen von Bündnis 9 0/Die Grünen und der PD S
(fast) zu einer Bundestagsdeb atte zum Thema Ab-
schaffung und Ächtung aller Atomwaffen . B edau-
erlicherweise wurde ab er der b etreffende Tages-
ordnungspunkt in j enem Tag derart sp ät angesetzt,
dass die Redeb eiträge lediglich zu Protokoll gege-
b en worden sind .

Eine dem Thema entsprechend leidenschaftli-
che D eb atte im Bunde stag, in welcher üb er das Für
und Wider von Atomwaffen bzw. der nuklearen
Teilhabe hätte gerungen werden können, fiel somit
zwar nicht in das sprichwörtliche Wasser, dafür
ab er leider in die Niederungen der Plenarproto-
koll-Ablage .

Ein Redeb eitrag kam von Friedb ert Pflüger
(CDU) , der forderte , »dass der Proze ss der Abrüs-
tung nicht zum Stillstand kommt und die Zahl der
atomaren Sprengköpfe weiter drastisch verringert
wird . «

D er SPD-Abgeordnete Gernot Erler b erief sich
auf einen B eschluss de s Wie sb adener SPD-Parteita-
ges vom Novemb er 1 9 9 3 und wiederholte die dort
po stulierte The se : »Die SPD wird den Abzug aller
Atomwaffen aus der ge samten Bundesrepublik
D eutschland , nicht nur aus O stdeutschland durch-
setzen . « Und auch die sp ätere Parteivorsitzende
von Bündnis 9 0/Die Grünen, Angelika B eer, forder-
te unmissverständlich: »Die Zeit ist reif für die voll-
ständige atomare Abrü stung ! « Zudem mü sse ihrer
Ansicht nach die Bundesrepublik den Verzicht auf
Forschung, Herstellung, Dislozierung, B e sitz und
Teilhabe an Atomwaffen im Grundgesetz veran-
kern und dies als völkerrechtlich verbindlich erklä-
ren . Und auch der FDP-Abgeordnete Günther Nol-
ting betonte die ausdrückliche Unterstützung der
Bunde sregierung durch seine Fraktion b ei der Poli-
tik einer weitergehenden Reduzierung sämtlicher
Atomwaffen .

Schließlich forderte Manfred Müller (PD S) in
seiner zu Protokoll gegeb enen Rede , weitergehen-
de politische Konsequenzen aus dem IGH-B e-
schluss , während der damalige Staatsminister im
Auswärtigen Amt, Helmut Schäfer, ausdrücklich
b etonte , die geltende Verteidigungsstrategien der
NATO (einschließlich ihrer Atomwaffenstrategie)
sei mit dem Völkerrecht vereinb ar.

Somit verebbten die anfänglich durch den IGH-
B e schluss ho chge schlagenen politischen Wellen
zunehmend in der Meinungswüste des p arlamen-
tarischen Diskurses . Und der Wunsch Helmut Si-
mons , der B e schluss möge »Au swirkungen auf un-
sere praktische Politik« hab en, blieb unerfüllt.
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Befragung
der Bundestagsabgeordneten zum Thema
Atomwaffen im Dezember 2 0 03

Sieb en Jahre nach dem denkwürdigen B e-
schluss de s Internationalen Gerichtshofs wurden
sämtliche Bundestagsabgeordneten schriftlich
zum Thema Atomwaffen b efragt. In j ener Anfrage
hieß es auszugsweise : »In der Ko alitionsvereinb a-
rung der Sozialdemokratischen Partei und Bünd-
nis 9 0/Die Grünen heißt es unter Punkt Abrü stung
und Rü stungskontrolle u . a. : � Die Bunde srepublik
hält an dem Ziel der vollständigen Ab schaffung al-
ler Massenvernichtungswaffen fest und b eteiligt
sich an den Initiativen zur Umsetzung dieses Ziels .
(. . . ) Die Bundesregierung wird insb esondere alles
tun, damit der nukleare Nichtverbreitungsvertrag
weiter gestärkt wird .� ( . . . ) D emgegenüber werden
auf dem Fliegerhorst b ei Büchel (Südeifel) seit
1 9 65 Atomwaffen der USA gelagert. Zur Zeit mut-
maßlich zehn Atomb omb en vom Typ B 61 , die
Schätzungen zufolge einer Sprengkraft von über
1 5 0 Hiro shima-B omb en entsprechen . Auf dem Flie-
gerhorst ist das Jagdb omb ergeschwader 3 3 der
Bundesluftwaffe stationiert. E s stellt mit seinen
Tornado-Kampfflugzeugen die Trägersysteme für
die Atomwaffen b ereit und damit die nukleare Teil-
hab e der Bundeswehr an der Atomwaffenstrategie
der NATO dar.

Verschiedene Nichtregierungsorganisationen
sehen darin einen Verstoß gegen das Völkerrecht
bzw. das Grundgesetz und b erufen sich dab ei auf
eine Entscheidung des Internationalen Gerichts-
hofs (IGH) in D en Haag vom 0 8 . Juli 1 9 9 6 . (. . . )

In der Folge kam e s zu verschiedenen Initiativen
im D eutschen Bunde stag und am 5 . D ezember
1 9 9 6 zu einer entsprechenden Bundestagsdeb atte .
D ab ei sprachen sich alle im Bunde stag vertretenen
Parteien für eine Abrüstung von Atomwaffen aus .
Strittig blieb ab er die Frage , in welchem Zeitraum
dies ge schehen soll .

Inzwischen sind – fast auf den Tag genau – sie-
b en Jahre vergangen, ohne dass sich an der Au s-
gangssituation etwas we sentliches verändert hätte .
Zugleich hat der US-Kongre ss in diesen Tagen ei-
nen millionenschweren Forschungsetat zur Ent-
wicklung neuer Atomwaffen gebilligt, der inzwi-
schen auch von US − Präsident Bu sh freigegeb en
worden ist. (. . . ) Nach Einschätzung von US-Militär-
experten könnte die neue Generation von Atom-
waffen für Präventivkriege gegen Feinde einge-
setzt werden, die heimlich Arsenale von Massen-
vernichtungswaffen anlegen .

In die ser Situation fordert der Trägerkreis Atom-
waffen ab schaffen von der Bundesregierung:

a) den Verzicht der Bunde srepublik auf sämtli-
che Optionen nuklearer Teilhab e ,

b) den Ausstieg aus der NATO-Atomwaffenstra-
tegie und die Schaffung einer atomwaffenfreier Zo-
ne in Mitteleurop a,

c) das Verb ot von Pro duktion, Stationierung
o der Forschung für Atomwaffen in D eutschland
und

d) internationale Verträge zur weiteren Abrü-
stung von Atomwaffen (Start III) und deren voll-
ständige Ab schaffung (Atomwaffenkonvention) .
(. . . )«

Konkret wurden die Abgeordneten dann ge-
fragt :

» 1 . Wie b ewerten Sie das Sicherheitsrisiko , au s-
gelö st durch die in der Bundesrepublik stationier-
ten Atomwaffen bzw. der damit verbundenen nu-
kle aren Teilhab e ?

2 . Halten Sie den Appell de s Internationalen Ge-
richtshofs – bzw. die vom Trägerkreis Atomwaffen
ab schaffen erhobenen Forderungen an die Bun-
de sregierung – für unterstützenswert?

3 . Können Sie sich vorstellen, sich im Rahmen
Ihrer politischen Arb eit die sem Ziel entsprechend
zu engagieren?

4 . Würden Sie einer auf die Zielsetzung des Trä-
gerkreises Atomwaffen ab schaffen ausgerichteten
Ge setzesinitiative zustimmen? (. . . )«

Schriftliche Antworten
der Bundestagsabgeordneten

Für die SPD-Bunde stagsfraktion erklärt der Par-
lamentarische Staatssekretär im Bundesverteidi-
gungsministerium, Walter Kolb ow: »D er Haupt-
zweck de s Bündnisses ist, Schutz, und Sicherheit
seiner Mitgliedsstaaten vor j eder Art einer militäri-
schen B edrohung zu gewährleisten . Auch im neu-
en Sicherheitsumfeld setzt die NATO dab ei auf Ab-
schreckung . Zusammen mit den konventionellen
Streitkräften tragen die nukle aren Streitkräfte der
NATO dazu b ei, die Kernaufgabe der kollektiven
Verteidigung des Bündnisses zu erfüllen . Die Fähig-
keiten der NATO , eine Krise diplomatisch o der,
falls dies erforderlich ist, durch den Aufb au einer
erfolgreichen konventionellen Verteidigung zu
entschärfen, hab en sich erheblich verb essert.
Zugleich hat sich damit die Abhängigkeit der NA-
TO von Nukle arwaffen reduziert. «

Zur nuklearen Teilhab e der Bundeswehr
schreibt er unmissverständlich : »D as gemeinsame
B ekenntnis der Bündnisp artner zur Kriegsverhin-
derung, die glaubwürdige D emonstration von
Bündnissolidarität und das nukleare Streitkräfte-
potenzial erfordern auch in Zukunft die deutsche
Teilhab e an den nukle aren Aufgab en . D azu gehö-
ren die Stationierung von verbündeten Nu-
kle arstreitkräften auf deutschem B o den, die B etei-
ligung an Planung, Konsultationen sowie die B e-
reitstellung von Trägermitteln . D eutschland er-
langt durch die nukle are Teilhabe weder im Frie-
den no ch im Verteidigungsfall j emals eine Verfü-
gungsgewalt üb er Nuklearwaffen . «

Was allerdings andere s als mittelb are Verfü-
gungsgewalt ist der potenzielle Einsatz von Atom-
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waffen, welcher auf dem Fliegerhorst Büchel tag-
täglich geübt wird ? Und welchen militärischen
Sinn sollte die nukleare Teilhab e der Bunde swehr
hab en, wenn e s dann im sogenannten Verteidi-
gungsfall nicht zum »worst case« , dem Abwurf von
Atomwaffen durch Tornado s der Bunde swehr
kommen darf? Antworten hierauf gibt e s von Kol-
bow nicht. Er b eendet seinen Brief vielmehr mit ei-
nem juristischen Hinweis : »Die nukleare Teilhab e
D eutschlands verstößt im Übrigen nicht gegen völ-
kerrechtliche Normen . «

Im Auftrag der Bunde sregierung antwortet ein
Mitarb eiter des Auswärtigen Amte s . Er schreibt :
»Die Bunde sregierung ist dem Ziel der vollständi-
gen Ab schaffung nuklearer Waffen verpflichtet
und setzt sich nachdrücklich für die vollständige
Implementierung der auf der Üb erprüfungskonfe-
renz de s Nichtverbreitungsvertrags 2 0 0 0 erzielten
Ergebnisse ein : der B ekräftigung der fünf Kernwaf-
fenstaaten ihrer aus Art. IV NVV resultierenden
Verpflichtung zur vollständigen nuklearen Abrü-
stung sowie dem sub stantiellen zukunftsgerichte-
ten Katalog an praktischen Schritten zur Stärkung
der nukle aren Abrüstung und Nichtverbreitung .
(. . . ) Die Nukle aren Streitkräfte der NATO sind aus-
schließlich defensiver Natur und dienen dem poli-
tischen Zweck, den Frieden zu wahren und Gewal-
tanwendung und Krieg zu verhindern . «

Auch in die ser Antwort wird der Wille de s Hin-
wirkens auf eine vollständige Abrüstung aller
Atomwaffen zum Ausdruck gebracht, leider ab er
erneut ohne einen B ezug zur deutschen nuklearen
Teilhabe herzustellen, ge schweige denn eine
darau s folgende Notwendigkeit politischen Han-
delns abzuleiten .

Für Gernot Erler erklärt dessen Referent : »Diese
Bunde sregierung und ihre Vorgängerinnen haben
mehrfach erklärt, dass die Bundesrepublik
D eutschland weder im Frieden no ch im Verteidi-
gungsfall eine Verfügungsgewalt üb er Nuklearwaf-
fen erlangen kann und wird . Die se verbleibt in der
alleinigen Verantwortung der Nuklearwaffenstaa-
ten . D er Verzicht der Bundesrepublik D eutschland
auf Herstellung und B esitz von o der Verfügungsge-
walt üb er Nuklearwaffen ist eindeutig und endgül-
tig . «

Wiederum stellt sich die Frage , inwieweit die
nukleare Teilhab e im Verteidigungsfall j enem Po-
stulat widerspricht? ! D ann nennt der Referent eine
Reihe von Forderungen an die Bundesregierung,
u . a. : » . . . gemeinsam mit anderen Partnern mit
großem Nachdruck darauf zu b e stehen, dass Nu-
klearwaffen nicht wieder als Kriegsführungswaf-
fen eingeplant werden, sondern mit der Perspekti-
ve vollständiger Abrüstung weiter reduziert wer-
den« und » . . . mit Nachdruck darauf zu drängen,
dass keine neuen Nukle arwaffen entwickelt wer-
den . « Jene Forderungen widersprechen der nach
wie vor geltenden Ersteinsatzoption der NATO
und no ch mehr den US-amerikanischen militärstra-

tegischen Überlegungen, künftig Atomwaffen
auch präventiv einzu setzen .

Warum nur wird an die ser Stelle die Bundesre-
gierung − sollte man ihren Worten Glaub en schen-
ken können − an die ser Stelle nicht politisch aktiv,
um ihren Worten Taten folgen zu lassen? Die stell-
vertretende außenpolitische Sprecherin der SPD-
Bunde stagsfraktion, Uta Zapf, erklärt : »Ich persön-
lich unterstütze die Forderung, Atomwaffen nur in
den B e sitzerstaaten zu stationieren . Am be sten wä-
re die Realisierung des Vorschlages , alle Nuklear-
waffen unter die Kontrolle der UNO zu stellen . «
Und weiter schreibt sie : »D er Ausstieg der NATO
au s der nuklearen Teilhab e fände meine volle Un-
terstützung . E s ist ab er völlig unre alistisch zu ver-
langen, dass die Bundesregierung einen solchen
Vorstoß unternimmt, weil damit das NATO-Bünd-
nis ge sprengt würde . (. . . ) Ein einseitiger Verzicht
der Bundesrepublik auf sämtliche Optionen der
nuklearen Teilhabe halte ich für politisch nicht
durchsetzb ar. Ein Ende der nukle aren Teilhab e
würde einen B e schluss der NATO insge samt
voraussetzen . «

Die Möglichkeit, dass D eutschland nach 1 9 9 9 er-
neut einen Vorstoß wagen könnte , die NATO-Nu-
klearstrategie dahingehend verändern zu können,
scheint für Zapf von vornherein zum Scheitern ver-
urteilt zu sein . D och wie sollte e s denn sonst zu ei-
ner entsprechenden Änderung der NATO-Strate-
gie kommen können, wenn nicht durch eine ent-
sprechende neuerliche Initiative ? !

Ihr Parteikollege Lothar Bindung erklärt, dass er
die ihm ge stellten Fragen an das Bundesverteidi-
gungsministerium weitergeleitet hab e . Von dort
sei ihm geantwortet worden, dass »weder der B e-
sitz von Nuklearwaffen durch die Kernwaffenstaa-
ten, no ch die Ab schreckungsstrategie als völker-
rechtswidrig« zu betrachten seien . Gleichwohl er-
klärt er: »Jenseits die ser B etrachtung : Ich halte den
Atomwaffeneinsatz, ab er auch die Drohung mit
M assenvernichtungswaffen für völkerrechtswid-
rig. « Unklar sei allerdings , ob es tatsächlich Atom-
waffen in D eutschland gibt : »Für mich ist die Statio-
nierung von US-Nuklearwaffen in D eutschland
nicht beleg- ab er auch nicht widerlegb ar. Auf mei-
ne Anfrage an das B M für Verteidigung wurde dazu
folgendes ausgeführt :� In der Frage vermuteter La-
gerorte von Nukle arwaffen ist die Bundesregie-
rung an die bündnisgemeinsam fe stgelegte , ver-
pflichtende Geheimhaltungsregeln gebunden . In
Üb ereinstimmung mit der Praxis aller Bundesre-
gierungen können daher Aussagen und B ehaup-
tungen hierzu − insb esondere aus Sicherheitsgrün-
den − weder b e stätigt no ch dementiert werden .�

Mit anderen Worten b edeutet die s, dass sich B in-
ding zwar klar gegen die Stationierung von Atom-
waffen in D eutschland ausspricht, allerdings ein
daraus folgendes politische s Engagement offen
lässt, da es j a möglicherweise gar keine Atomwaf-
fen in D eutschland gibt ! ? Eine Haltung, die den Ein-
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druck erweckt, als wollte er sich nicht wirklich mit
diesem Thema b efassen mü ssen . . .

Für die Bundestagsfraktion Bündnis 9 0/Die
Grünen erklärt Winfried Nachtwei : »Presseb erich-
ten zufolge können in Büchel bis zu 2 2 , auf dem
US-Lufwaffenstützpunkt in Ramstein bis zu 1 1 0 tak-
tische Atomwaffen gelagert sein . Sollten tatsäch-
lich, wie Sie schreib en� nur� no ch zehn B 61 für die
Aufgabe der nukle aren Teilhab e D eutschlands b e-
reit gehalten werden, käme die s einem weite stge-
henden Abzug aus D eutschland gleich. Die nukle a-
re Teilhab e D eutschlands , wie der übrigen NATO-
Staaten, hätte damit heute − no ch mehr als in der
Vergangenheit − eine überwiegend politisch-sym-
b olische und keine operative B edeutung. Mit der
Reduzierung der Anzahl der in D eutschland statio-
nierten o der gelagerten Atomwaffen haben sich
auch die Wahrscheinlichkeit und das Risiko , dass es
zu einem Unfall, Dieb stahl o der Anschlag kommt,
quantitativ drastisch reduziert. Unabhängig davon
verschärft sich das Risiko durch das Alter der Waf-
fen . Die meisten Waffen sind nunmehr 3 0 Jahre alt
und der Sicherungsaufwand ist immens . Die Fol-
gen eine s Unfalls im dicht b e siedelten D eutschland
wären verheerend . « Zudem schreibt er: »D eutsch-
land b e sitzt keine Atomwaffen, sondern stellt mit
den Tornado s Trägersysteme zur Verfügung . Für
mich ist kein Szenario denkb ar, wonach sich die
Bundeswehr mit Tornado-Flugzeugen an einem
Einsatz taktischer Atomwaffen b eteiligt. Völlig un-
wahrscheinlich halte ich die Möglichkeit, dass dies
gar von Seiten einer rotgrün geführten Bunde sre-
gierung ge schehen könnte . Ich gehe davon aus,
dass es auch auf Seiten der USA eine gewisse Offen-
heit dafür gibt, im Zuge ihres Abb aus der Streitkräf-
te in Europ a auch üb er die Atomwaffenstandorte in
D eutschland zu reden . Angesichts der Tatsache ,
dass die Tornado-Flugzeuge mittelfristig vom Euro-
fighter abgelö st werden, halte ich e s für ange-
bracht, dass D eutschland b ald signalisiert, dass es
künftig b ereit ist, auf die Fähigkeit nuklearwaffen-
fähige Trägersysteme zur Verfügung zu stellen, zu
verzichten . «

D o ch wie sollte D eutschland dies signalisieren,
wenn e s nicht konkret von Nachtweis Fraktion, als
Teil der Bundesregierung, b e schlo ssen wird , um es
dann auch entsprechend militärpolitisch einfor-
dern zu können?

Rupert Polenz, Mitglied der CDU/C SU-Bunde s-
tagsfraktion, schreibt : »Die Politik meiner Fraktion
zielt auf ein Festhalten am Atomwaffensperrver-
trag und unterstützt alle s, was der Erfüllung die ses
Vertrage s dient. (. . . ) Die Nukle arstrategie des
Bündnisses ist ein wesentlicher Garant der Sicher-
heit D eutschlands . D as Gutachten de s IGH wider-
spricht der Nukle arpolitik der NATO in keinem
Punkt, sondern stimmt mit ihr üb erein . Weder ist
im Völkervertragsrecht no ch im Völkergewohn-

heitsrecht ein universelles Verbot der Drohung de s
Einsatze s von Nuklearwaffen ausgespro chen . Risi-
ken sehe ich hingegen insb esondere durch die Pro-
liferation von M assenvernichtungswaffen durch
Staaten, die in Verbindung mit dem internationa-
len Terrorismus stehen . Auch die Entwicklung von
Nuklearwaffen, die die Unterschiede zu konventio-
nellen Waffen verwischen, wie z . B . die sog. Mini-
Nukes , halte ich für sehr problematisch. « Auch hier
stellt sich die Frage , warum Polenz ´ Meinung sich
lediglich auf ein Statement b eschränkt, anstatt j e-
ner politischen Auffassung konsequent folgend ,
zumindest ein Stopp der nach wie vor stattfinden-
den Entwicklung und Herstellung mo derner Atom-
waffen zu fordern .

Sein Parteikollege Dr. Karl A. Lamers, Vorsitzen-
der des Unterau sschusses »Innere Führung« de s
Verteidigungsausschu sses , erklärt : »D eutschland
hat auf die Herstellung und den B e sitz von Atom-, B-
und C-Waffen verzichtet. Insofern ist b ei uns kein
Abrüstungsb edarf. Als NATO-Mitglied ist D eutsch-
land allerdings in die NATO-Strategie eingebunden
und mu ss auf dem Wege der Lastenteilung im
Bündnis eine Rolle im Rahmen der nuklearen Ab-
schreckung üb ernehmen, die Teil dieser Strategie
ist. Ein einseitiger Ausstieg aus der NATO-Strategie
kommt für uns nicht in Frage . Schließlich hat die
Ab schreckungsstrategie uns üb er 4 0 Jahre hinweg
Stabilität und Frieden garantiert. Natürlich hat die
nukle are Komponente die ser Strategie heute nicht
mehr die zentrale B edeutung, die sie in den Jahren
der nukle aren Konfrontation der Militärblö cke hat-
te . Ab er sie bleibt als Rückversicherung für den Fal-
le einer nukle aren B edrohung oder Erpressung
auch weiterhin in Kraft. « Und schließlich schreibt
er: »D er D eutsche Bundestag kann Ge setze nur für
den Geltungsb ereich des Grundgesetzes b e-
schließen . D eutschland kann keine AB C-Waffen
abrüsten, weil es solche Waffen ganz einfach nicht
b esetzt. «

Ihm ist in einem Punkt zuzustimmen : D eutsch-
land b esitzt tatsächlich keine Atomwaffen . Jedo ch
verfügt e s im Rahmen der nukle aren Teilhab e über
eine mittelb are Verfügungsgewalt, die nach
Lamers Ansicht offenb ar im politisch-luftleeren
Raum zu schweb en scheint. . .

Rainer Eppelmann schreibt : »Unsere Lehren aus
der jüngeren deutschen Geschichte heißen vor al-
lem Wehrhaftigkeit der D emokratie , das entspricht
dem Zusammenhang von Frieden und Freiheit.
Die se Wehrhaftigkeit muss ab er auch nach außen
gewährleistet sein . Um dies zu erreichen, ist mei-
nes Erachtens zunächst dafür Sorge zu tragen, dass
eine weitere Verbreitung von M assenvernich-
tungswaffen unter allen Umständen vermieden
wird . Auch kann nicht ausgeschlo ssen werden,
dass ein einseitiger Verzicht auf atomare Waffen
nicht der Verpflichtung des Staates widerspräche ,
die Sicherheit seiner Bürger zu gewährleisten . Viel-
mehr ist e s erforderlich, durch eine Politik der klei-
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nen Schritte (selb st wenn uns die großen Schritte
lieber wären) zu erreichen, dass weltweit und
nicht nur in einem Teil der Welt die Waffenarsenale
abgeb aut werden . B ezüglich der Stationierung von
Atomwaffen in D eutschland stellt sich die Frage
nach den Alternativen . Wenn die Waffen nicht im
Rahmen internationaler Vereinb arungen vernich-
tet werden, müssten Möglichkeiten offeriert wer-
den, wie mit den vorhandenen Waffen umzugehen
ist. Ein bloßes Ab schieb en der Verantwortung auf
andere Länder, stellt keine Lö sung dar. (. . . ) Ein Aus-
stieg au s der NATO-Atomwaffenstrategie o der eine
sep arate B ehandlung einige europ äischer Staaten
widerspricht auch den Gedanken der Europ äi-
schen Integration und ist nicht im Sinne einer fes-
ten Einbindung D eutschlands in der NATO . Wie
wichtig Integration gerade für D eutschland ist,
zeigte uns allen die jüngste Vergangenheit unsere s
Landes . «

So sieht also auch Eppelmann keinen Anlass, die
nukleare Teilhab e D eutschlands in Frage zu stellen .

Für die FDP-Bunde stagsfraktion erklärt der
frühere Staatssekretär im Bunde sverteidigungsmi-
nisterium, Dr. Werner Hoyer: »D eutschland hat völ-
kerrechtlich verbindlich (zuletzt im Zwei-plus-
Vier-Vertrag vom Septemb er 1 9 9 0) auf den Er-
werb , den B esitz und die Verfügungsgewalt üb er
die Nuklearwaffen verzichtet. D eutschland ist als
Mitglied der NATO verpflichtet (und auf Grund un-
serer eigenen Sicherheitsb edürfnisse auch daran
interessiert) , an der kollektiven Verteidigung de s
transatlantischen Bündnisse s mitzuwirken . Im
Rahmen der NATO-Strategie der Kriegsverhinde-
rung spielen Nuklearstreitkräfte als ein Teil de s Ge-
samtab schreckungspotenzials nach wie vor eine
Rolle . Auch wenn angesichts der veränderten si-
cherheitspolitischen Lage die Wahrscheinlich,
dass dieser Teil des NATO-Ab schreckungspotenzi-
als zum Einsatz kommen mu ss, glücklicherweise
äußerst gering geworden ist, halten die Mitglieds-
staaten der nordatlantischen Allianz an dieser Stra-
tegie fest. Die Stationierung von Teilen de s ameri-
kanischen Waffenpotenzials auf dem Territorium
europ äischer Bündnisp artner ist nicht nur ein
wichtige s Element dieser NATO-Strategie , sondern
auch ein Bindeglied transatlantischer Sicherheit.
(. . . ) Die FDP hat sich immer zum Nordatlantischen
Bündnis und zur NATO-Strategie b ekannt und wird
die s auch in Zukunft so halten . Ich teile allerdings
Ihre Auffassung, dass die aus Artikel 6 des Nichtver-
breitungsvertrages für Atomwaffenstaaten resul-
tierende Pflicht zur Abrüstung bislang auf allen Sei-
ten nicht hinreichend umgesetzt wurde . D as liegt
natürlich nicht in erster Linie in den Händen der
Bunde sregierung, ab er wir werden aus der Oppo si-
tion heraus trotzdem auch weiterhin nachhaken,
wie die Bunde sregierung sich auch für die Umset-
zung die se s Teils des Nichtverbreitungsvertrage s
einzu setzen gedenkt. « Unerwähnt bleibt hier, dass

sich Hoyer als Staatssekretär selb st ganz ähnlich
verhalten hat, also eb enso wenig wie die amtieren-
de Bunde sregierung eine strikte Einhaltung de s
Nichtverbreitungsvertrage s gefordert hat.

Sein Parteikollege Dirk Nieb el schreibt : »Die NA-
TO steht vor einem radikalen Erneuerungsprozess ,
von einem reinen Verteidigungsbündnis hin zu ei-
ner entscheidenden Akteurin der Weltpolitik.
Amerikaner und Europ äer müssen klären, wie sie
sich gemeinsam den neuen B edrohungen stellen,
wie sie die Entwicklung des Völkerrechts und der
glob alen Sicherheitsstrukturen vorantreib en wol-
len . Die NATO bietet dafür den notwendigen Inte-
grationsrahmen und die operativen Fähigkeiten,
und D eutschland muss sich b ereit zeigen, sich sei-
ner internationalen Verantwortung zu stellen . «

Und die fraktionslo se PD S-Abgeordnete , Dr. Ge-
sine Lötzsch, erklärt : »Ich unterstütze Ihr Engage-
ment für eine bedingungslo se nukle are Abrüstung
voll und ganz . B e sonders wichtig erscheint e s mir,
von der Bunde sregierung eine stringente Politik
einzufordern . In die sem Zu sammenhang mö chte
ich an den Irak-Krieg erinnern : Die Bundesregie-
rung hatte sich gegen den Krieg ausgespro chen,
den Vereinigten Staaten von Amerika j edo ch sämt-
liche Üb erflugrechte und sonstige logistische Hilfe
gewährt. Mir war es stets ein b esondere s Anliegen,
auf diese D oppelzüngigkeit hinzuweisen . «

Schlussbemerkung

Die Antworten der Abgeordneten sowie die
vorangegangenen Initiativen im Bundestag zeugen
weitestgehend üb ereinstimmend von dem
Wunsch nach der Ab schaffung aller Atomwaffen,
einem Stopp der Pro duktion neuer Atomwaffen so-
wie einer vertraglichen Sicherheit zur Einhaltung
j ener Ziele . Nur: E s scheint leider niemand von ih-
nen wirklich b ereit zu sein, üb er bloße Wunschfor-
mulierungen hinausgehend , dies auch unmissver-
ständlich politisch einzufordern .

Unklar bleibt nach wie vor, wie denn eine atom-
waffenfrei(ere) Welt erreicht werden kann, wenn
nach dem Motto verfahren wird : »Wasch mich, ab er
mach mich nicht nass ! «

D er frühere Bunde sverfassungsrichter Helmut
Simon hat b ereits vor Jahren vergeblich darauf hin-
gewie sen, dass sich schon zu lange »der militäri-
sche B ereich als merkwürdig re sistent gegenüb er
verfassungsrechtlicher Anforderungen erwie sen«
hab e . Diese Worte scheinen seitdem an ihrer Aktua-
lität leider nichts eingebüßt zu hab en . . .

Andererseits sollte man do ch eigentlich gemein-
sam mit Simon hoffen können, dass ein Zusammen-
spiel von IGH-B e schluss und dem Wunsch zahlrei-
cher Politiker, nach Ächtung bzw. B eendigung der
atomaren Rü stung, eine s Tage s tatsächlich Früchte
tragen könnte .

Ob dies die politischen Entscheidungsträger tat-
sächlich anstreb en − ihre B ekundungen in allen Eh-
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Helm ut Kra mer/Wolfra m Wette (Hrsg.): Rech t ist,

was den Waffen n ützt. Justiz und Pazifism us im

20. Jahrh undert. A ufba u- Verlag; Berlin 2004; 432

Seiten; gebunden; ISBN 3-351-028 78-5; 24, 90 Euro

D er aus 2 0 B eiträgen b estehende S ammelb and
ist das Ergebnis einer Fachtagung, welche erstmals
in D eutschland Juristen und Historiker zum Thema
»Justiz und Pazifismus« zusammengeführt hat.

Die kritische D arstellung üb er den Umgang der
Justiz mit den Gegnern von Aufrü stung, Militär-
dienst und Krieg b eschränkt sich nicht nur − wie
der Buchtitel angibt − auf das 2 0 . Jahrhundert, son-
dern reicht zurück bis zum deutsch-franzö sischen
Krieg 1 8 70/7 1 , als August B eb el und Wilhelm Lieb-
knecht im Reichstag de s Norddeutschen Bundes
als einzige gegen die von der Regierung be antrag-
ten Kriegskredite gestimmt und deshalb wegen
»Vorb ereitung zum Ho chverrat« zu zwei Jahren Fe s-
tungshaft verurteilt wurden .

Die historische Aufarbeitung umfasst damit ins-
ge samt fünf deutsche Staatssysteme und Ge sell-
schaftsepo chen : D as Kaiserreich bis 1 9 1 8 , die Wei-

marer Republik bis 1 9 3 3 , das Dritte Reich bis 1 9 45 ,
die DDR bis 1 9 89 und die Bundesrepublik bis in un-
sere Gegenwart.

Schon bisher gab es üb er einzelne Epo chen aus
diesen fast anderthalb Jahrhunderten und über
einzelne Akteure und Prozesse umfangreiche Mo-
nographien der am S ammelb and b eteiligten Auto-
ren (etwa üb er die Militärju stiz im Zweiten Welt-
krieg, die Leipziger Kriegsverbrecherproze sse
nach dem Ersten Weltkrieg, die Proze sse gegen Ro-
sa Luxemburg und Karl Liebknecht, C arl von O s-
sietzky u . a. o der den Leb ensweg von Offizieren, die
zum Pazifismus konvertierten, wie z . B . den 1 9 2 0 er-
mordeten Hans Paasche) . Durch die j etzt vorliegen-
de , zeitlich geordnete und aufeinander aufb auen-
de Zu sammenstellung der B eiträge zu den einzel-
nen Epo chen der deutschen Justizgeschichte wird
j edo ch erstmals in b eklemmender Weise deutlich,
in welcher Kontinuität die deutsche Richterschaft
üb er die äußeren B rüche von Staats- und Ge sell-
schaftssystemen hinweg in unverbrüchlicher
Treue zum j eweiligen Militär und Soldatenstand ge-

ren − ist nach wie vor leider mehr als unklar. Zu
wünschen wäre de shalb eine politische Sensibili-
sierung für j enen Themenb ereich und ein stetiger
Appell an die Abgeordneten, ihren Worten auch
treu zu bleib en . D enn schließlich ist es do ch genau
j ene Widersprüchlichkeit und Inkonsequenz im
politischen Diskurs , die allenthalb en Resignation
und Unverständnis entstehen lässt und e s in der
Folge zu einer immer größeren Herausforderung
werden lässt, zu verstehen, wofür welche Partei
programmatisch steht. Insb esondere auch hin-
sichtlich der Frage , ob die einzelnen politischen
Gruppierungen − ihren Worten folgend − auch tat-
sächlich zu konsequentem Handeln b ereit sind . . .
dab ei wäre do ch konsequente s Handeln in S achen
Ächtung und Ab schaffung von Atomwaffen so bit-
ter nötig !

Herma nn Theisen ist DFG- VK-Mitglied und lang-

jähriger Friedensaktivist. Ende No vem ber wurde

vo m A m tsgerich t Cochem verurteilt, weil er die

Bundeswehrsolda ten des in Büchel sta tio n ierten

Jagdbo mbergesch waders 33 a ufgefordert ha tte,

die Beteiligung an der völker- und grundge-

setzwidrigen n uklearen Teilhabe zu verweigern

(Der A ufruf ist im In ternet a brufbar un ter:

www.gaaa. org/a ufruf-buechel.pdf).

Rezensionen und Hinweise

F or u m Pazi fi s musF or u m Pazi fi s mus
i mI nt er n et

Unter www.forum-p azifismus .de ist das In-
ternet-Angeb ot der Zeitschrift erreichb ar.

Auf der Startseite finden sich neb en Links zu den
Internetseiten der Herausgeb erorganisationen
die Rubriken Aktuelles Heft, Pro beexemplar,
A bo , Ko n takt, A rch iv und L inks .

D as aktuelle Heft wird j eweils au szugsweise prä-
sentiert, b ereits erschienene Hefte b efinden
sich im Volltext im A rch iv . Sortiert nach Heft-
nummern gelangt man üb er das j eweilige In-
haltsverzeichnis zum einzelnen B eitrag.

Üb er den Button Pro beexemplar lässt sich onli-
ne ein Heft ko stenlo s anfordern .

D er Button A bo führt zur Möglichkeit, Forum
Pazifismus online für den regelmäßigen B ezug
zu b estellen .

Die einfachste Möglichkeit, Kontakt zur Redakti-
on o der zur Ab overwaltung (z . B . bei einer Adres-
senänderung) aufzunehmen, ist ein Klick auf
den Ko n takt-Button .
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